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«Mit schwerenEinschränkungenverbunden»
Handelskammer-Direktor Franz Saladin kritisiert den Gegenvorschlag zur Initiative «Basel erneuerbar»

Das wollen Initiative und
der Gegenvorschlag
Basel. Die 2014 mit 3200 Unterschrif­
ten eingereichte Initiative «Basel
erneuerbar» sieht vor, dass ab 2050
alle Energieanwendungen im Kanton
mit erneuerbaren Energien betrieben
werden. Der Initiative stellt der
Regierungsrat einen Gegenvorschlag
gegenüber, der diverse Änderungen im
Energiegesetz vorsieht: Die Förderung
von erneuerbaren Energien soll aus­
gebaut und beim Ersatz von Öl­ und
Gasheizungen auf erneuerbare Ener­
gien umgestellt werden. Weiter for­
muliert der Regierungsrat Emissions­
ziele von einer Tonne CO2 pro Person
und Jahr, die bis ins Jahr 2050 erreicht
werden sollen. Ausserdem schlägt der
Regierungsrat angesichts der Strom­
marktliberalisierung eine Pflicht zum
Bezug von erneuerbarem Strom vor. Für
die Planung der Energieversorgung mit
erneuerbaren Energien soll zudem ein
Energierichtplan entworfen werden. aag
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ArgumentederGegner präziserwiedergeben
Interpellationsantwort: Die Regierung geht auf Kritik an Abstimmungserläuterungen ein

Von Urs Rist

Basel. Vor der Volksabstimmung über
die Strassen-Initiative und den Gegen-
vorschlag äusserten Gegner beider
Vorlagen Kritik an den offiziellen Erläu-
terungen. Gewerbeverband und Han-
delskammer beschwerten sich im Okto-
ber 2015, die Stimmberechtigten
würden «unvollständig und einseitig
informiert». Der Regierungsrat hält nun
zwar an der bisherigen Praxis fest. Aber
«er wird im Fall eines Gegenvorschlags
noch stärker darauf bedacht sein, die in
der Debatte des Grossen Rats geäusser-
ten und für die Meinungsbildung
wesentlichen Argumente präziser und
in ausreichendem Umfang wiederzuge-
ben». So steht es in der Antwort der
Regierung auf eine Interpellation von
LDP-Grossrat Heiner Vischer, die
soeben veröffentlicht wurde.

Der Grosse Rat hatte am 21. Mai
2015 zwar den Gegenvorschlag zur
Strassen-Initiativemit 46 gegen 41 Stim-

men gutgeheissen. Aber am 15. Novem-
ber 2015 wurde klar, dass die Gegner
beider Vorlagen die Mehrheit der Stim-
menden hinter sich hatten: Die Initiative
wurde mit 72,9 Prozent Nein-Stimmen
abgelehnt, aber auch der Gegenvor-
schlag mit 53,7 Prozent Nein. Die Initia-
tive forderte Massnahmen für einen
«sicheren und hindernisfreien Fuss-,
Velo- und öffentlichen Verkehr», der
Gegenvorschlag wollte dies mit einfa-
cherenMitteln erreichen.

GrossratHeiner Vischer fragte nach-
her die Regierung in einer Interpella-
tion, ob sie die Ansicht teile, dass die
Abstimmungserläuterungen im vorlie-
genden Fall dem Wahlgesetz nicht ent-
sprächen, weil den Gegnern «nur mar-
ginal Raum eingeräumt» werde. «Aus
rechtlicher Sicht wurde dem Paragra-
fen27desWahlgesetzesGenügegetan»,
antwortet der Regierungsrat jetzt. Der
Paragraf verlangt eine «kurze, sachliche
Erläuterung des Regierungsrats, die
auch den gegnerischen Auffassungen

Rechnung trägt». Alle wesentlichen
sachlichen Argumente für und wider
Initiative und Gegenvorschlag seien im
Abstimmungsbüchlein aufgeführt.

Abbau von Parkplätzen
Allerdings «wird eingeräumt»,

schreibt der Regierungsrat, «dass die
Meinung der Minderheit des Grossen
Rats, welche sich sowohl gegen die
Initiative wie gegen den Gegenvor-
schlag ausgesprochen hatte, in den
Erläuterungen hätte präzisiert werden
können». Zum Beispiel «hätte man den
Abbau von Parkplätzen (...) erwähnen
können». Diesem Abbau sei immerhin
beimGegenvorschlag ausreichend Platz
eingeräumt worden. Die Position der
Gegner beider Vorlagen wurde in den
Erläuterungen gerade auf sieben Zeilen
wiedergegeben. Insgesamt wurden die
Argumente zur Initiative und zum
Gegenvorschlag auf acht Seiten darge-
legt. Darin sind die eigentlichen Geset-
zestexte nicht inbegriffen.

Vischer wollte auch wissen, ob der
im Grossen Rat unterlegenen Minder-
heit das Recht zur Meinungsäusserung
im Abstimmungsbüchlein zugestanden
werden könnte. Das lehnt der Regie-
rungsrat jedoch ab. Denn die bisherige
Praxis, wonach die Initiativ- und Refe-
rendumskomitees eigene Texte liefern
können, könne als «fair und vorbildlich»
bezeichnet werden. Im konkreten Fall
konnte das Initiativkomitee auf einer
Seite seineArgumente darlegen. Zudem
wären laut Regierungsrat die Gebote
der Sachlichkeit und der Kürze gefähr-
det, «wennweiterenGruppierungen die
Möglichkeit zur Stellungnahme gebo-
tenwürde». Diese hätten ausserhalb der
Abstimmungserläuterungen zahlreiche
Möglichkeiten, den Stimmberechtigten
ihre Haltung darzulegen.

In anderen Kantonen seien keine
Erläuterungen zu Abstimmungen mit
Gegenvorschlag gefunden worden, die
den Argumenten einer Zweimal-Nein-
Minderheit Rechnung trügen.

Regierunggegen
Lockvogelvelos
Präventionskampagne geplant

Basel. In einem Anzug fragt Grossrätin
Nora Bertschi (Grünes Bündnis), ob
Basel-Stadt sich nicht im Bereich Velo-
diebstahl engagieren sollte, wie dies in
anderen Schweizer Städten und im Aus-
land bereits getan wird: Indem die Poli-
zei Lockvogelvelosmit GPS-Tracker aus-
rüstet, umVelodiebe zu überführen.

In seiner Antwort lehnt der Regie-
rungsrat die gezielte Platzierung von
unabgeschlossenen, mit GPS-Sendern
ausgerüsteten Velos durch die Polizei
im Sinne eines «agent provocateur»
auch aus rechtsprinzipiellen Über-
legungen ab. Allerdings weiss der
Regierungsrat um das Ärgernis der
zahlreichen Velodiebstähle. Die Kan-
tonspolizei plane deshalb im April eine
grosse Kampagne gegen Velodiebstahl.
Diese beinhalte eine Plakataktion bei
grossen Veloparkplätzen, spezifisches
Informationsmaterial sowie das Ver-
teilen von Give-aways, um die Bevöl-
kerung zu sensibilisieren. hei

Von Aaron Agnolazza

BaZ: Herr Saladin, der Regierungsrat
stellt der Initiative «Basel erneuerbar»,
die bis 2050 eine komplette Umstellung
auf erneuerbare Energien fordert, einen
Gegenvorschlag entgegen. Ein Kompro-
miss mit dem Sie leben können?
Franz Saladin: Wir sind enttäuscht,
dass es überhaupt einen Gegenvor-
schlag gibt. Aus unserer Sicht wäre es
an der Basler Regierung gewesen,
mutig hinzustehen und zu sagen:
«Liebe Genossen, jetzt reicht es und
wir sagen zusammen mit der Wirt-
schaft Nein zu solchen Ideen.» Das
bestehende Energiegesetz ist bereits
sehr streng und braucht nicht noch
weitere Verschärfungen, wie diese
sowohl die Initiative «Basel erneuer-
bar» als auch der Gegenvorschlag vor-
sehen.Deshalb nein, das ist kein guter
Kompromiss, den die Regierung prä-
sentiert.

Welche Neuerungen sind für Sie beson-
ders stossend?
Einerseits die angesprochenen Ver-
schärfungen, andererseits werden die
Fördergelder erhöht und der Dirigis-
mus durch den Staat nimmt weiter
zu, was wiederum zu mehr Bürokra-
tie führt. Besonders bei den Förder-
geldern setze ich ein grosses Frage-
zeichen hinter die Erhöhung. Zahlen
des Bundesamts für Energie zeigen
nämlich, dass der Grenznutzen von
Massnahmen abnimmt, je mehr ein
Kanton pro Einwohner für Fördergel-
der aufwendet.

Das Modell des Kantons mit Fördergel-
dern einerseits und einer Lenkungsab-
gabeandererseits hat sichdochbewährt.
Obwohl der Bund ab 2017 voraus-
sichtlich mehr Geld für Fördermittel
beisteuert, will Basel-Stadt seine
eigene Abgabe nicht senken. Dabei
besteht heute schon die Tendenz,

dass man nicht weiss, wohin mit dem
vielenGeld. Sowurden in der Vergan-
genheit etwa eine Anti-AKW-Bro-
schüre oder ein Wettbewerb für das
schönste Flachdach im Kanton finan-
ziert. Da muss der entsprechende
Gesetzesartikel ziemlich stark verbo-
gen werden, um solche Themen dar-
unter subsumieren zu können.

Wollen Sie die Lenkungsabgabe also
kippen?
Ja, denn es gibt keine gesicherten
Erkenntisse darüber, ob diese Abgabe
wirklich lenkt oder nicht. Sie ist viel-
mehr ein bürokratischer Aufwand,
der unnötig ist und viel Geld kostet.

Die von Ihnen angesprochenen Ver-
schärfungen sind vielfältig: Neubauten
müssten gemäss dem Gegenvorschlag
neu Elektrizität teilweise selber erzeu-
gen, genauso muss der Energiever-
brauch praktisch bei null liegen. Wird
Bauen damit teurer?
Der entsprechende Passus ist allein
semantisch schon falsch, denn der
Verbrauch kann nicht nahe bei null
liegen. Vielmehr geht es darum, dass
der Energiebedarf zumindest teil-
weise durch selber erzeugte Energie
gedeckt wird. Wie das konkret funk-
tionieren soll, erschliesst sich mir so
noch nicht. Denn wenn ein Haus im
Schatten steht und das Gesetz eine
Fotovoltaikanlage auf dem Dach vor-
schreibt, besteht ein Zielkonflikt.
Dass Bauen durch immermehr solche
Vorschriften noch teurer wird, erklärt
sich deshalb von selbst.

Eine weitere Änderung sieht vor, dass
für den Ersatz einer Öl- oder Gashei-
zung, diese ebenfalls auf erneuerbare
Energien umzustellen ist.
Wir haben nachgerechnet, welches
Heizungssystem nach dem neuen
Gesetz im Vergleich zum jetzigen am
wirtschaftlichsten wäre. Dabei sind
wir zumSchluss gekommen, dass sich
ein Anschluss ans Fernwärmenetz am
meisten lohnt, weil die Fördergelder
erhöht werden. Hier muss die Frage
erlaubt sein, ob mit den IWB ein kan-
tonseigenes Unternehmen durch das
neue Energiegesetz gegenüber ande-
ren bevorteilt werden soll.

Mit dem Instrument eines «Energiericht-
plans» geht der Kanton noch weiter,
indem er für Quartiere eine Pflicht zur
Nutzung bestimmter Energien vorsieht.
Ich wiederhole mich, aber das ist
extrem dirigistisch. Damit wird dem
Kanton die Möglichkeit gegeben,
ganzen Stadtteilen vorzuschreiben,
welche Energie genutztwerdenmuss,
und sich beispielsweise dem Fern-
wärmenetz der IWB anzuschliessen.

Um bei den IWB zu bleiben: Angesichts
der Strommarktliberalisierung schlägt

der Regierungsrat auch eine Pflicht zum
Bezug von erneuerbarem Strom vor.
Geht diese Pflicht nicht in die gleiche
Richtung, zumal die IWBmit demSlogan
«100 Prozent erneuerbar» werben?
Die Strommarktliberalisierung für
Private wurde zwar zuletzt wieder
auf die langeBank geschoben. Jedoch
ist dieser Passus tatsächlich eine Ein-
schränkung von Unternehmen, die
bereits heute auf dem freien Markt
Strom beziehen können. Sollte das
Gesetz so durchkommen, würde
diese freie Wahl wieder dahinfallen,
weil der Kanton die Strommarktlibe-
ralisierung durch die Hintertür zu
umgehen versucht.

Der bereits bestehende «Grossverbrau-
cherparagraf», der Firmen dazu ver-
pflichtet ihren Verbrauch zu senken, soll
ebenfalls durchgesetzt werden.
Ein solcher Paragraf ist grundsätzlich
etwas vom Sinnvolleren. Man muss
sich aber bewusst sein, dass auch
bereits eine grössere Bäckerei zu den
«Grossverbrauchern» gehört.Was uns
daran jedoch stört, und das zieht sich
eigentlich durch das ganze Gesetz,
sinddie vagenFormulierungen. «Falls
zumutbar», «wenn möglich» sind
alles sehr dehnbare Begriffe, die für
die Verordnung grossen Spielraum
lassen. Und wenn man weiss, dass es
in gewissen Amtsstuben auch funda-

mentalistisches Gedankengut gibt,
dann haben wir so unsere Bedenken,
was diese Verordnung angeht.

Hat einUnternehmen aber nicht sowieso
ein Interesse daran, seinen hohen
Stromverbrauch langfristig zu senken?
Doch, aber vielen Unternehmen ist
nicht bewusst, dass mit einfachen
Massnahmen bedeutende Einsparun-
gen erreicht werden können. Deshalb
ist der Paragraf für Grossverbraucher
sicher nicht die schlechteste Lösung,
zumal das Gesetz die Vereinbarungen
zwischen den Unternehmen und der
Energieagentur der Wirtschaft aner-
kennt. Diese nationale Initiative ist
seit 2001 ein Erfolgsmodell der Wirt-
schaft, die zu hohen Einsparungen im
Energiebereich geführt hat.

Betroffen von diesem Paragrafen sind
dennoch rund 250 Unternehmen. Mit
welchen Auswirkungen rechnen Sie für
den Produktionsstandort Basel?
Für die Mehrheit dieser Unterneh-
men bedeutet er sicherlich eine
Mehrbelastung. Dass diese deswe-
gen alle den Kanton verlassen,
glaube ich zwar nicht. Jedoch darf
man nicht vergessen, dass es bei vie-
len Unternehmen angesichts der
aktuellen Situation noch den
berühmten Tropfen braucht, bis das
Fass überläuft.

«Nichtwohnbauten» sollen gemäss dem
Vorschlag der Regierung alle drei Jahre
periodisch auf ihre Energieeffizienz
überprüft werden. Welche Zusatzbelas-
tung bedeutet das für die Unternehmen?
Aus unserer Sicht ist eine Überprü-
fung alle drei Jahre unnötig. Wir plä-
dieren für eine periodische Überprü-
fung, jedoch über einen längeren
Zeitraum. Nicht zu vergessen ist, dass
jemand beim Kanton dann auch
effektiv alle diese Unternehmen alle
drei Jahre kontrollieren müsste. Das
führt dazu, dass die Bürokratie weiter
ausgebaut wird.

Eines der ehrgeizigsten Ziele des
Gegenvorschlags ist die Reduktion des
CO2-Ausstosses pro Person bis 2050
auf jährlich noch eine Tonne. Ein realisti-
sches Ziel?
Das Amt für Umwelt und Energie
(AUE) hat für den Kanton Basel-Stadt
einen gegenwärtigen Durchschnitts-
wert von vier Tonnen pro Person und
Jahr ermittelt. Eine Reduktion auf nur
noch eine Tonnewäremit schwerwie-
genden Einschränkungen im Alltag
verbunden, wie etwa dem Verzicht
auf einen Kühlschrank. Ob eineMehr-
heit diese Einschränkungen akzeptie-
ren würde, bezweifle ich stark. Aus-
serdem ist das ein derart langfristiges
Ziel,mag es noch so hehr sein, das nur
schwer zu erreichen sein dürfte.

«Es braucht noch den berühmten Tropfen.» Franz Saladin fürchtet, dass das
neue Energiegesetz die Unternehmen zusätzlich stark belasten wird. Foto Kostas Maros

«Die Reduktion auf
eine Tonne CO2 wäre
mit Einschränkungen
im Alltag verbunden.»

«Der Kanton versucht
die Liberalisierung des
Strommarktes durch die
Hintertür zu umgehen.»


